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1 1 5 . Abkommen über den Kleinen Grenz-
verkehr zwischen der Republik Österreich

und der Bundesrepublik Deutschland.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Bundesrepublik Deutschland,

von dem Wunsche beseelt, den Personenver-
kehr in den Grenzzonen zu erleichtern,

haben folgende Vereinbarung getroffen:

Artikel I

1. Die Grenzzone im Sinne dieses Abkom-
mens umfaßt

in Österreich: Die Verwaltungsbezirke Rohr-
bach, Schärding, Grieskirchen, Ried, Braunau,
Salzburg-Land, Salzburg, Hallein, St. Johann,
Zell am See sowie jene Teile der Bundesländer
Tirol und Vorarlberg, die nördlich der Linie
Feldkirch, Illtal, Bludenz, Klostertal, Arlberg-
paß, Stanzental, Landeck, Oberinntal, Inns-
bruck-, Unterinntal, Wörgl, Brixental, Kitz-
bühel, St. Johann i. T., Fieberbrunn, Hochfilzen
gelegen sind, einschließlich der Gemeinden Feld-
kirch, Bludenz, Landeck, Innsbruck, Schwaz,
Wörgl und Kitzbühel;

und im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land: Die Land-(Stadt-)kreise Wolfstein, Weg-
scheid, Passau, Griesbach, Pfarrkirchen, Alt-
ötting, Laufen, Berchtesgaden, Bad Reichenhall,
Traunstein, Rosenheim, Bad Aibling, Miesbach,
Bad Tölz, Garmisch-Partenkirchen, Füssen,
Kempten, Sonthofen, Lindau, Tettnang, Über-
lingen, Stockach und Konstanz.

2. Nachträgliche Änderungen der Grenzzonen
können von den vertragschließenden Teilen
im gegenseitigen Einvernehmen vorgenommen
werden.

Artikel II

1. Österreichische Staatsbürger und Deutsche,
die seit sechs Monaten ihren ständigen Wohn-

sitz in einer der Grenzzonen haben, können
eine Grenzkarte erhalten, die sie zum Betreten
der jenseitigen Grenzzone berechtigt.

2. Ohne Rücksicht auf die Dauer ihres Auf-
enthaltes in der Grenzzone können österreichi-
sche Staatsbürger und Deutsche eine Grenzkarte
erhalten, wenn sie unter eine der nachstehenden
Gruppen fallen:

a) Personen, die in der Grenzzone Grund-
besitz haben oder bewirtschaften sowie die
in ihrem Haushalt lebenden Personen;

b) Personen, deren Dienste in der gegenüber-
liegenden Grenzzone in Anspruch genom-
men werden (zum Beispiel Ärzte, Heb-
ammen, Geistliche);

c) Personen, deren Arbeitsgebiet in der jen-
seitigen Grenzzone liegt;

d) Beamte und Angestellte des öffentlichen
Dienstes, deren Dienstbereich sich auf die
Grenzzone erstreckt, sowie deren Fami-
lienangehörige.

3. Kinder unter 16 Jahren können in die
Grenzkarte der Eltern eingetragen werden.
Überschreiten sie die Grenze ohne ihre Eltern,
müssen sie die Grenzkarte der Eltern, in der
ihr Name eingetragen ist, mit sich führen. Auf
Antrag des gesetzlichen Vertreters kann für
Kinder unter 16 Jahren eine eigene Grenzkarte
ausgestellt werden.

Artikel III

1. Personen, die weder Österreicher noch
Deutsche sind, können im Einverständnis der
beiderseitigen Ausstellungsbehörden eine Grenz-
karte erhalten, wenn sie seit sechs Monaten ihren
Wohnsitz in der Grenzzone haben und die Not-
wendigkeit ihres Grenzübertrittes aus dring-
lichen beruflichen oder sonstigen triftigen per-
sönlichen Gründen nachweisen können.
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2. Die Grenzkarte berechtigt die in Absatz 1
genannten Personen erst dann zum Grenzüber-
tritt, wenn sie von der zuständigen Behörde des
Nachbarstaates gegengezeichnet ist. Die Ausstel-
lungsbehörde hat in diesen Fällen die Grenz-
karte vor ihrer Aushändigung durch Vermitt-
lung der Grenzkontrollstellen der Behörde des
Nachbarstaates zur Gegenzeichnung zu über-
senden. Die Gegenzeichnung erfolgt gebührenfrei
und ist, sofern keine Bedenken dagegen bestehen,
innerhalb kürzester Frist vorzunehmen. Die
gegengezeichneten Grenzkarten sowie diejenigen,
deren Gegenzeichnung abgelehnt wird, sind den
Ausstellungsbehörden durch Vermittlung der
Grenzkontrollstellen mit tunlichster Beschleu-
nigung zurückzusenden.

Artikel IV

Die vertragschließenden Teile werden sich
innerhalb einer Woche nach dem Inkrafttreten
des Abkommens die mit der Ausstellung und
Gegenzeichnung der Grenzkarte betrauten Be-
hörden mitteilen.

Artikel V

1. An Personen, bei denen die Voraussetzungen
für die Erlangung einer Grenzkarte gemäß
Art. II oder III gegeben sind, die aber weder
eine Grenzkarte noch einen Reisepaß besitzen,
kann ein Grenzschein ausgestellt werden.

2. Der Grenzschein wird mit einer Gültig-
keitsdauer bis zu drei Tagen ausgestellt; er darf
nicht verlängert werden. Er berechtigt den
Inhaber zum Grenzübertritt an allen zugelas-
senen Übergangsstellen auf der Hin- und Rück-
reise.

Artikel VI

1. Die Grenzkarten und Grenzscheine werden
nach dem Muster der Anlage 1 bis 6 ausgestellt.

2. Die Grenzkarte kann für die Höchstdauer
von einem Jahr ausgestellt und dreimal für die
gleiche Dauer verlängert werden.

3. Die Grenzkarte berechtigt ihren Inhaber
zum wiederholten Grenzübertritt an jeder amt-
lich zugelassenen Grenzübergangsstelle und zu
einem Aufenthalt jeweils bis zu sieben Tagen
in der Grenzzone des Nachbarstaates ohne be-
sondere Aufenthaltserlaubnis. Das Verzeichnis
der amtlich zugelassenen Grenzübergangsstellen
ist in Anlage 7 angeschlossen.

4. Soweit es im Interesse der Land- und Forst-
wirtschaft erforderlich ist, kann der Grenzüber-
tritt auch außerhalb der amtlich zugelassenen
Grenzübergangsstellen und der Aufenthalt auf
längere Dauer gestattet werden. Ein entsprechen-
der Vermerk ist in die Grenzkarte einzutragen.

5. Alle Personen, denen ein amtlicher Licht-
bildausweis ausgestellt werden kann, müssen

diesen, wenn sie die Grenze überschreiten, mit
sich führen.

6. Personen, die im Rahmen dieses Abkom-
mens die Grenze überschreiten, unterliegen den
am Aufenthaltsort geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen, insbesondere den melde-, zoll- und
devisenrechtlichen Vorschriften.

7. Die Grenzkarten der im Zollgrenzbezirk
wohnhaften Personen werden mit dem Zusatz
„Z. G. B." versehen.

Artikel VII

Die Organe des Sicherheits- und Zolldienstes
sowie das Personal der öffentlichen Transport-
anstalten und der öffentlichen gemeinnützigen
Betriebe, die die Grenze aus dienstlichen Grün-
den zu überschreiten haben, brauchen hiebei
nur eine Dienstbestätigung vorzuweisen, aus der
ihre Stellung und ihre Aufgabe hervorgeht.

Artikel VIII

Sanitätspersonen, Feuerwehrleute, Bergführer
und Rettungsmannschaften können die Grenze
zum Zwecke der Hilfeleistung bei Unglücks-
fällen und Notständen, wie Epidemien, Feuers-
brünsten und Naturkatastrophen ohne Grenz-
dokument an jeder Stelle überschreiten. Der Auf-
enthalt dieser Personen im Nachbarstaat darf
sich nur auf die Dauer der Hilfeleistung er-
strecken.

Artikel IX

1. Österreichische Staatsbürger und Deutsche,
denen nach den paßrechtlichen Vorschriften
ihres Heimatstaates die Ausstellung eines Reise-
passes zu versagen ist, können auch keine Grenz-
karte und keinen Grenzschein erhalten. Die
oben in Artikel III genannten Personen können
keine Grenzkarte und keinen Grenzschein er-
halten, wenn bei ihnen Umstände vorliegen, die
die Versagung eines Reisepasses an einen Staats-
bürger des Staates, in dem sie wohnen, recht-
fertigen würden.

2. Die ausstellenden Behörden haben die
Grenzkarte einzuziehen, wenn die Voraus-
setzungen für ihre Ausstellung nicht mehr vor-
liegen. Im Falle des Mißbrauches kann die
Grenzkarte auf Zeit oder für dauernd entzogen
werden. Die Behörde geht hiebei entweder von
sich aus oder auf Antrag der Behörde des Nach-
barstaates vor.

3. Bei schweren oder wiederholten Verstößen
können die beiderseitigen zuständigen Behörden
und Vollzugsbeamten die Grenzkarte auf der
Stelle abnehmen. Die Behörde, die die abgenom-
mene Grenzkarte ausgestellt hat, ist sofort unter
Angabe der Gründe von der Abnahme zu ver-
ständigen.
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Artikel X

Personen, denen eine Grenzkarte oder ein
Grenzschein ausgestellt wurde, sind, auch wenn
die Gültigkeit des Dokumentes bereits abgelau-
fen ist, von dem Staat, in dem sie das Doku-
ment erhalten haben, zurückzuübernehmen.

Artikel XI

Aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder
auf Grund außergewöhnlicher Umstände kann
die Grenze für den Kleinen Grenzverkehr zeit-
weilig gesperrt werden. In solchen Fällen sind
die Grenzbehörden des Nachbarstaates, wenn
möglich, drei Tage bevor diese Maßnahme in
Kraft tritt, zu benachrichtigen.

Artikel XII

Beim Überschreiten der Grenze werden keine
Gebühren erhoben. Den vertragschließenden
Teilen bleibt jedoch unbenommen, für die Aus-

stellung der Grenzdokumente angemessene Ge-
bühren zu erheben.

Artikel XIII

1. Alle anderen auf den Kleinen Grenzver-
kehr zwischen Österreich und der Bundesrepu-
blik Deutschland bezüglichen Vereinbarungen
sind aufgehoben.

2. Der Straßen- und Eisenbahn-Durchgangs-
verkehr wird durch dieses Abkommen nicht be-
rührt.

Artikel XIV

1. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Abkommens wird durch Notenwechsel verein-
bart werden.

2. Das Abkommen kann von den beiden ver-
tragschließenden Teilen jederzeit mit einer Frist
von drei Monaten zum Jahresende gekündigt
werden.
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Anlage 7

Verzeichnis
der zugelassenen Grenzübergangsstellen zwischen Österreich und der Bundesrepublik

Deutschland
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Das vorliegende Abkommen wurde gemäß seinem Artikel XIV durch Notenwechsel zwischen
der österreichischen Vertretung in Bonn und dem Auswärtigen Amt der Bundesrepublik Deutsch-
land mit 1. Oktober 1954 in Kraft gesetzt.

Durch Notenwechsel vom 18. September 1954 wurde festgestellt, daß die Bestimmung des
Artikels III, Ziffer 2, erster Satz, angesichts der Aufhebung der Sichtvermerkpflicht zwischen der
Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr anzuwenden ist; Grenzkarten
bedürfen demnach nicht mehr der Gegenzeichnung der zuständigen Behörde des Nachbarstaates.

Weiters wurde durch Notenwechsel die Anwendung der Bestimmungen des vorliegenden
Abkommens auch auf das Bundesland Vorarlberg und den Landkreis Schongau mit Wirkung vom
1. Juni 1955 vereinbart.

Raab
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116. Abkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung
der Bundesrepublik Deutschland über die

Erleichterung des Ausflugsverkehrs.

Artikel 1

Zur Erleichterung des Ausflugsverkehrs über
die gemeinsame Grenze wird ein Ausflugsschein
eingeführt.

Artikel 2

1. Ausflugsscheine können für österreichische
Staatsbürger und für Deutsche im Sinne des
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land, die einen amtlich ausgestellten, mit Licht-
bild versehenen Personalausweis besitzen, aus-
gegeben werden.

2. Minderjährige bis zum vollendeten 16. Le-
bensjahre können in den Ausflugsschein eines
Elternteiles oder in den Ausflugsschein einer an-
deren, volljährigen Person eingetragen werden,
wenn sie mit einer dieser Personen die Grenze
überschreiten. Minderjährige zwischen dem voll-
endeten 14. und dem vollendeten 16. Lebens-
jahre können auch einen eigenen Ausflugsschein
erhalten.

3. Für Gruppenreisen von mindestens fünf
Personen können Sammelausflugsscheine aus-
gestellt werden.

4. Die Ausstellung von Ausflugsscheinen an
Minderjährige und deren Eintragung in Aus-
flugsscheine anderer Personen oder in Sammel-
ausflugsscheine bedarf der Zustimmung des ge-
setzlichen Vertreters.

Artikel 3

Die zuständigen österreichischen Sicherheits-
direktionen einerseits, und das Innenministerium
des Landes Baden-Württemberg und das Prä-
sidium der Bayerischen Grenzpolizei anderseits,
werden sich über die Dienststellen, die zur Aus-
stellung der Ausflugsscheine berechtigt sind, ge-
genseitig unterrichten.

Artikel 4

Der Ausflugsschein kann mit einer Geltungs-
dauer bis zu 30 Tagen ausgestellt werden. Er
berechtigt die darin eingetragenen Personen zum
mehrmaligen Grenzübertritt und zu einem Auf-
enthalt bis zur Dauer von jeweils fünf Tagen
in der für den Kleinen Grenzverkehr festgelegten
Grenzzone des Nachbarstaates. In begründeten
Einzelfällen können die Behörden dieses Staates
im Rahmen der Geltungsdauer des Ausflugs-
scheines auch einen längeren Aufenthalt ge-
statten.

Artikel 5

1. Die Inhaber von Ausflugsscheinen dürfen
die Grenze nur über die amtlich zugelassenen
Übergangsstellen überschreiten.

2. Um die Ausübung des Berg- und Winter-
sports zu erleichtern, können die zuständigen
österreichischen Sicherheitsdirektionen und Fi-
nanzlandesdirektionen einerseits und das Prä-
sidium der Bayerischen Grenzpolizei und die
Oberfinanzdirektion München anderseits an be-
stimmten Grenzabschnitten den Grenzübertritt
für Fußgänger mit Ausflugsscheinen einvernehm-
lich auch außerhalb der zugelassenen Übergangs-
stellen gestatten. Personen, die die Grenze außer-
halb der zugelassenen Übergangsstellen über-
schreiten, dürfen sich nur in den Grenzgebieten
aufhalten, die von den erwähnten Behörden da-
für festgelegt sind. Die Zoll- und Devisenvor-
schriften werden durch diese Regelung nicht be-
rührt. Insbesondere dürfen die Inhaber von Aus-
flugsscheinen in diesen Fällen nur Gegenstände
des Reisebedarfes mit sich führen.

Artikel 6

Die Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 2
gelten auch für Inhaber von Reisepässen, die zur
Einreise in das Gebiet der beiden vertragschlie-
ßenden Teile keines Sichtvermerkes bedürfen.

Artikel 7

Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,
alle von ihren Dienststellen mit Ausflugsscheinen
ausgestatteten Personen, die im Rahmen des
Ausflugsverkehrs die gemeinsame Grenze über-
schritten haben, zurückzuübernehmen, auch
wenn die Gültigkeit des Ausflugsscheines bereits
abgelaufen ist.

Artikel 8

Die innerstaatlichen Vorschriften über den
Aufenthalt von Ausländern und das Recht der
vertragschließenden Teile, Ausländern den
Grenzübertritt zu verweigern, bleiben un-
berührt.

Artikel 9

1. Der Ausflugsverkehr kann aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit oder auf Grund außer-
gewöhnlicher Umstände allgemein oder für be-
stimmte Grenzgebiete zeitweilig gesperrt wer-
den. In solchen Fällen sind die Grenzbehörden
des Nachbarstaates möglichst rechtzeitig zu ver-
ständigen.
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2. Dieses Abkommen gilt auch für das Land
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundes-
republik Deutschland der Österreichischen Bun-
desregierung innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten dieses Abkommens eine gegen-
teilige Mitteilung macht.

3. Dieses Abkommen tritt 14 Tage nach seiner
Unterzeichnung in Kraft. Es kann mit einer

Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel 9

Frist von sechs Monaten zum Ende eines jeden
Jahres gekündigt werden.

Bonn, den 10. Mai 1955.
Für die Österreichische Bundesregierung:

Rotter
Für die Regierung der Bundesrepublik

Deutschland:
Berger

Abs. 3 am 24. Mai 1955 in Kraft getreten.
Raab

117.
Notenwechsel zwischen der Österreichischen Botschaft in Brüssel und dem
Königlich Belgischen Außenministerium über den Austausch von Gastarbeit-

nehmern.
ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT

BRÜSSEL
Zl. 17.593-A/55

Brüssel, am 20. Jänner 1956.
Eure Exzellenz!

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz zur Kennt-
nis zu bringen, daß die Österreichische Bundes-
regierung, von dem Bestreben geleitet, die Zu-
sammenarbeit mit Belgien auf sozialem Gebiete
zu vertiefen, und von der Überlegung aus-
gehend, daß es vorteilhaft ist, den Austausch
von Gastarbeitnehmern zwischen den beiden
Ländern zum Zwecke der sprachlichen und
beruflichen Fortbildung zu fördern, bereit ist,
unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit die
nachstehenden Bestimmungen anzuwenden:

„Artikel 1.
(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-

nehmer Anwendung, das heißt auf Angehörige
eines der beiden Länder, die sich in das Gebiet
des anderen Landes begeben, um ihre beruf-
lichen und sprachlichen Kenntnisse durch An-
nahme einer Beschäftigung bei einem Arbeit-
geber zu vervollkommnen.

(2) Gastarbeitnehmer können Männer und
Frauen sein; sie können sowohl mit körperlichen
als auch mit geistigen Arbeiten beschäftigt
werden. Sie sollen grundsätzlich das 30. Lebens-
jahr nicht vollendet haben.

Artikel 2.
(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein

Arbeitsverhältnis unter den in den folgenden
Artikeln festgelegten Bedingungen einzugehen,
jedoch unter Vorbehalt der gesetzlichen und
verwaltungsmäßigen Bestimmungen, welche die
Beschäftigung von Ausländern in gewissen Be-
rufen regeln.

(2) Sofern ausländische Arbeitnehmer einer
vorherigen Genehmigung bedürfen, um einer
Beschäftigung nachzugehen, verpflichten sich die
beiden Länder, diese Genehmigung den Gast-
arbeitnehmern im Sinne dieses Abkommens zu
erteilen.

Artikel 3.
(1) Die Zahl der Gastarbeitnehmer, die auf

Grund dieses Abkommens in jedem der beiden
Länder zugelassen werden können, darf im
Laufe eines Jahres hundert nicht überschreiten.

(2) Die am 1. Jänner bereits im Gebiete eines
der beiden Länder befindlichen Gastarbeitnehmer
zählen nicht auf das Kontingent des laufenden
Jahres. Die Zahl von hundert Gastarbeitnehmern
für jedes Jahr kann, unabhängig von der Dauer
der im vorhergegangenen Jahr erteilten Geneh-
migungen, erreicht werden.

(3) Das Kontingent kann in der Folge durch
ein Übereinkommen abgeändert werden, das auf
Vorschlag eines der beiden Vertragspartner spä-
testens am 1. Dezember für das folgende Jahr
abzuschließen ist.

(4) Für den Fall, daß das vorgesehene Kon-
tingent von einem der Länder nicht voll aus-
genützt wird, darf die Zahl der Gastarbeitneh-
mer des anderen Landes nicht beschränkt werden.
Es ist auch nicht gestattet, den nicht ausgenützten
Teil eines Kontingents auf das folgende Jahr zu
übertragen.

Artikel 4.
(1) Die Genehmigung zur Gastarbeit wird

grundsätzlich für einen ein Jahr nicht überstei-
genden Zeitraum gewährt und kann ausnahms-
weise um sechs Monate verlängert werden.

(2) Den Gastarbeitnehmern ist es grundsätz-
lich verboten, in dem Gebiet des Landes, in dem
die Gastarbeit stattgefunden hat, in der Absicht
zu verbleiben, dort eine Arbeit anzunehmen.

Artikel 5.
Die Genehmigung zur Gastarbeit darf nur

unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß der
Gastarbeitnehmer keine andere entgeltliche
Tätigkeit ausübt oder eine andere Beschäftigung
annimmt als die, für welche die Genehmigung
gegeben wurde.

Artikel 6.
(1) Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelas-

sen werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie
zu beschäftigen wünschen, verpflichten, die Gast-
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arbeitnehmer, sobald sie normale Dienste leisten,
dort, wo Kollektivverträge bestehen, nach den
in diesen Verträgen festgesetzten Tarifen und
dort, wo solche Verträge nicht bestehen, nach
den sonst geltenden Vorschriften oder in dem
für den betreffenden Beruf ortsüblichen Aus-
maß zu entlohnen.

(2) In allen anderen Fällen müssen sich die
Arbeitgeber verpflichten, die Tätigkeit der Gast-
arbeitnehmer nach dem Wert ihrer Arbeits-
leistung, zumindest aber in einem Ausmaß zu
entlohnen, das es ihnen ermöglicht, für ihren
Unterhalt aufzukommen.

Artikel 7.
(1) Die Gastarbeitnehmer genießen bezüglich

der Anwendung der Gesetze, Verordnungen und
Gewohnheiten, welche die Sicherheit der Arbeit,
die Arbeitshygiene und die Arbeitsbedingungen
regeln, die gleiche Behandlung wie die Angehö-
rigen des Landes, in dem der Beschäftigungsort
liegt.

(2) Die Gastarbeitnehmer und ihre Arbeit-
geber sind verpflichtet, die in Kraft stehenden
Vorschriften der Sozialversicherung, einschließ-
lich der Arbeitslosenversicherung, einzuhalten.

Artikel 8.

(1) Die Personen, die in den Genuß dieses
Abkommens gelangen wollen, haben ihre An-
suchen an die Behörde zu richten, die in ihrem
Lande mit der Sammlung der Ansuchen der
Gastarbeitnehmer betraut ist. Sie haben gleich-
zeitig alle zur Prüfung ihres Ansuchens notwen-
digen Angaben zu machen.

(2) Die genannte Behörde hat zu prüfen, ob
das Ansuchen unter Berücksichtigung des für
das Jahr zur Verfügung stehenden Kontingents
der entsprechenden Behörde des anderen Landes
zu übermitteln ist.

(3) Die Ansuchen um Zulassung der belgischen
Gastarbeitnehmeranwärter zu einer Gastarbeit in
Österreich sind an das Arbeitsministerium in
Brüssel, die Ansuchen der österreichischen Gast-
arbeitnehmeranwärter für Belgien an das Bun-
desministerium für soziale Verwaltung in Wien
zu richten. Die beiden Verwaltungsbehörden
leiten sich die Ansuchen, die sie ihrerseits an-
genommen haben, unmittelbar zu.

(4) Die zuständigen Behörden der beiden Län-
der werden ihr möglichstes tun, um die Be-
handlung der Ansuchen in kürzester Frist sicher-
zustellen.

(5) Sobald die zuständige Behörde die Zulas-
sung des ihr übermittelten Ansuchens beschlossen
hat, teilt sie dies der zuständigen Behörde des
anderen Landes mit.

Artikel 9.

(1) Zur Erreichung des in dem vorliegenden
Abkommen festgesetzten Zieles und um jenen
Personen nach Möglichkeit zu helfen, die Gast-
arbeit wünschen, aber nicht in der Lage sind,

mit eigenen Mitteln einen Arbeitgeber zu finden,
verpflichten sich die beiden Länder, die not-
wendigen Maßnahmen zur Beschaffung geeigneter
Beschäftigungen zu ergreifen.

(2) Zu diesem Zwecke haben sich die Per-
sonen, die Gastarbeit wünschen, an die zustän-
dige Behörde ihres Landes zu wenden, welche
die Aufgabe hat, ihre Ansuchen der zuständigen
Behörde jenes Landes zu übermitteln, in dem
der Gastarbeitnehmer seine Gastarbeit auszu-
üben wünscht.

(3) Alle Formalitäten zum Zwecke der Arbeits-
vermittlung sind für den Gastarbeitnehmer
kostenlos.

Artikel 10.
Die Bestimmungen des vorliegenden Abkom-

mens entbinden die Gastarbeitnehmer nicht von
der Verpflichtung, die gesetzlichen Vorschriften
der Länder über die Einreise, den Aufenthalt und
die Ausreise von Ausländern zu erfüllen.

Artikel 11.

Alle Fragen, die sich bezüglich der Auslegung
oder der Anwendung des vorliegenden Abkom-
mens ergeben, sind durch unmittelbare Verhand-
lungen zu regeln.

Artikel 12.

(1) Dieses Abkommen tr i t t mit Beginn des
zweiten Monats in Kraft, der dem Austausch
der diesbezüglichen Noten folgt, und gilt bis
zum Jahresende 1956.

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend jeweils
für ein weiteres Jahr verlängert, sofern es nicht
von einem der beiden vertragschließenden Teile
vor dem 1. Juli zum Jahresende gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben jedoch die
auf Grund der vorliegenden Vereinbarungen er-
teilten Genehmigungen für die Dauer gültig, für
die sie erteilt wurden.

(4) Die Zahl der Gastarbeitnehmer, die im
Laufe des Jahres, in dem dieses Abkommen in
Kraft tritt, in beiden Ländern zugelassen werden
dürfen, hat der Zahl der Monate zu entsprechen,
die zwischen dem Zeitpunkte des Inkrafttretens
und dem Ende dieses Jahres verstreichen."

Ich wäre Eurer Exzellenz dankbar, wenn Sie
mir bekanntgeben würden, ob die Belgische
Regierung damit einverstanden ist, ein Überein-
kommen nach dem oben angeführten Wort laut
abzuschließen. Zutreffendenfalls werden diese
Note und die Antwortnote, die mir Eure Ex-
zellenz gütigst zukommen lassen werden, als ein
Abkommen zwischen unseren Regierungen an-
gesehen werden.

Genehmigen, Exzellenz, die Versicherung
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Der Botschafter:
Fuchs

Son Excellence
Monsieur Paul Henri S p a a k
Ministre des Affaires Etrangères
B r u x e l l e s
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(Übersetzung)
Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten und
Außenhandel

Brüssel, den 20. Jänner 1956.

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note vom
20. Jänner 1956, Zl. 17.593-A/55 zu bestätigen,
mit welcher Eure Exzellenz die Güte hatten, mir
die Bedingungen bekanntzugeben, unter denen
die Österreichische Regierung bereit ist, unter
dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit belgische
Staatsangehörige, die sich zum Zwecke der
sprachlichen und beruflichen Fortbildung in
Österreich als Gastarbeitnehmer aufhalten wol-
len, zuzulassen.

Da die Belgische Regierung ebenfalls bestrebt
ist, die Zusammenarbeit mit Österreich auf
sozialem Gebiete zu vertiefen, und da sie der
Ansicht ist, daß es vorteilhaft ist, den Austausch
von Gastarbeitnehmern zwischen den beiden
Ländern zu fördern, hat die Belgische Regierung
mich beauftragt, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß sie damit einverstanden ist, ein Abkommen
folgenden Inhaltes abzuschließen:

„Artikel 1.

(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-
nehmer Anwendung, das heißt auf Angehörige
eines der beiden Länder, die sich in das Gebiet
des anderen Landes begeben, um ihre beruf-
lichen und sprachlichen Kenntnisse durch An-
nahme einer Beschäftigung bei einem Arbeit-
geber zu vervollkommnen.

(2) Gastarbeitnehmer können Männer und
Frauen sein; sie können sowohl mit körperlichen
als auch mit geistigen Arbeiten beschäftigt
werden. Sie sollen grundsätzlich das 30. Lebens-
jahr nicht vollendet haben.

Artikel 2.
(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein

Arbeitsverhältnis unter den in den folgenden
Artikeln festgelegten Bedingungen einzugehen,
jedoch unter Vorbehalt der gesetzlichen und
verwaltungsmäßigen Bestimmungen, welche die
Beschäftigung von Ausländern in gewissen Be-
rufen regeln.

(2) Sofern ausländische Arbeitnehmer einer
vorherigen Genehmigung bedürfen, um einer
Beschäftigung nachzugehen, verpflichten sich die
beiden Länder, diese Genehmigung den Gast-
arbeitnehmern im Sinne dieses Abkommens zu
erteilen.

Artikel 3.
(1) Die Zahl der Gastarbeitnehmer, die auf

Grund dieses Abkommens in jedem der beiden
Länder zugelassen werden können, darf im
Laufe eines Jahres hundert nicht überschreiten.

(2) Die am 1. Jänner bereits im Gebiete eines
der beiden Länder befindlichen Gastarbeitnehmer
zählen nicht auf das Kontingent des laufenden
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Jahres. Die Zahl von hundert Gastarbeitnehmern
für jedes Jahr kann, unabhängig von der Dauer
der im vorhergegangenen Jahr erteilten Geneh-
migungen, erreicht werden.

(3) Das Kontingent kann in der Folge durch
ein Übereinkommen abgeändert werden, das auf
Vorschlag eines der beiden Vertragspartner spä-
testens am 1. Dezember für das folgende Jahr
abzuschließen ist.

(4) Für den Fall, daß das vorgesehene Kon-
tingent von einem der Länder nicht voll aus-
genützt wird, darf die Zahl der Gastarbeitneh-
mer des anderen Landes nicht beschränkt werden.
Es ist auch nicht gestattet, den nicht ausgenützten
Teil eines Kontingents auf das folgende Jahr zu
übertragen.

Artikel 4.
(1) Die Genehmigung zur Gastarbeit wird

grundsätzlich für einen ein Jahr nicht überstei-
genden Zeitraum gewährt und kann ausnahms-
weise um sechs Monate verlängert werden.

(2) Den Gastarbeitnehmern ist es grundsätz-
lich verboten, in dem Gebiet des Landes, in dem
die Gastarbeit stattgefunden hat, in der Absicht
zu verbleiben, dort eine Arbeit anzunehmen.

Artikel 5.
Die Genehmigung zur Gastarbeit darf nur

unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß der
Gastarbeitnehmer keine andere entgeltliche
Tätigkeit ausübt oder eine andere Beschäftigung
annimmt als die, für welche die Genehmigung
gegeben wurde.

Artikel 6.
(1) Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelas-

sen werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie
zu beschäftigen wünschen, verpflichten, die Gast-
arbeitnehmer, sobald sie normale Dienste leisten,
dort, wo Kollektivverträge bestehen, nach den
in diesen Verträgen festgesetzten Tarifen und
dort, wo solche Verträge nicht bestehen, nach
den sonst geltenden Vorschriften oder in dem
für den betreffenden Beruf ortsüblichen Aus-
maß zu entlohnen.

(2) In allen anderen Fällen müssen sich die
Arbeitgeber verpflichten, die Tätigkeit der Gast-
arbeitnehmer nach dem Wert ihrer Arbeits-
leistung, zumindest aber in einem Ausmaß zu
entlohnen, das es ihnen ermöglicht, für ihren
Unterhalt aufzukommen.

Artikel 7.

(1) Die Gastarbeitnehmer genießen bezüglich
der Anwendung der Gesetze, Verordnungen und
Gewohnheiten, welche die Sicherheit der Arbeit,
die Arbeitshygiene und die Arbeitsbedingungen
regeln, die gleiche Behandlung wie die Angehö-
rigen des Landes, in dem der Beschäftigungsort
liegt.

(2) Die Gastarbeitnehmer und ihre Arbeit-
geber sind verpflichtet, die in Kraft stehenden
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Vorschriften der Sozialversicherung, einschließ-
lich der Arbeitslosenversicherung, einzuhalten.

Artikel 8.

(1) Die Personen, die in den Genuß dieses
Abkommens gelangen wollen, haben ihre An-
suchen an die Behörde zu richten, die in ihrem
Lande mit der Sammlung der Ansuchen der
Gastarbeitnehmer betraut ist. Sie haben gleich-
zeitig alle zur Prüfung ihres Ansuchens notwen-
digen Angaben zu machen.

(2) Die genannte Behörde hat zu prüfen, ob
das Ansuchen unter Berücksichtigung des für
das Jahr zur Verfügung stehenden Kontingents
der entsprechenden Behörde des anderen Landes
zu übermitteln ist.

(3) Die Ansuchen um Zulassung der belgischen
Gastarbeitnehmeranwärter zu einer Gastarbeit in
Österreich sind an das Arbeitsministerium in
Brüssel, die Ansuchen der österreichischen Gast-
arbeitnehmeranwärter für Belgien an das Bun-
desministerium für soziale Verwaltung in Wien
zu richten. Die beiden Verwaltungsbehörden
leiten sich die Ansuchen die sie ihrerseits an-
genommen haben, unmittelbar zu.

(4) Die zuständigen Behörden der beiden Län-
der werden ihr möglichstes tun, um die Be-
handlung der Ansuchen in kürzester Frist sicher-
zustellen.

(5) Sobald die zuständige Behörde die Zulas-
sung des ihr übermittelten Ansuchens beschlossen
hat, teilt sie dies der zuständigen Behörde des
anderen Landes mit.

Artikel 9.

(1) Zur Erreichung des in dem vorliegenden
Abkommen festgesetzten Zieles und um jenen
Personen nach Möglichkeit zu helfen, die Gast-
arbeit wünschen, aber nicht in der Lage sind,
mit eigenen Mitteln einen Arbeitgeber zu finden,
verpflichten sich die beiden Länder, die not-
wendigen Maßnahmen zur Beschaffung geeigneter
Beschäftigungen zu ergreifen.

(2) Zu diesem Zwecke haben sich die Per-
sonen, die Gastarbeit wünschen, an die zustän-
dige Behörde ihres Landes zu wenden, welche
die Aufgabe hat, ihre Ansuchen der zuständigen
Behörde jenes Landes zu übermitteln, in dem
der Gastarbeitnehmer seine Gastarbeit auszu-
üben wünscht.

(3) Alle Formalitäten zum Zwecke der Arbeits-
vermittlung sind für den Gastarbeitnehmer
kostenlos.

Artikel 10.

Die Bestimmungen des vorliegenden Abkom-
mens entbinden die Gastarbeitnehmer nicht von
der Verpflichtung, die gesetzlichen Vorschriften
der Länder über die Einreise, den Aufenthalt und
die Ausreise von Ausländern zu erfüllen.
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Artikel 11.

Alle Fragen, die sich bezüglich der Auslegung
oder der Anwendung des vorliegenden Abkom-
mens ergeben, sind durch unmittelbare Verhand-
lungen zu regeln.

Artikel 12.

(1) Dieses Abkommen tri t t mit Beginn des
zweiten Monats in Kraft, der dem Austausch
der diesbezüglichen Noten folgt, und gilt bis
zum Jahresende 1956.

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend jeweils
für ein weiteres Jahr verlängert, sofern es nicht
von einem der beiden vertragschließenden Teile
vor dem 1. Juli zum Jahresende gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben jedoch die
auf Grund der vorliegenden Vereinbarungen er-
teilten Genehmigungen für die Dauer gültig, für
die sie erteilt wurden.

(4) Die Zahl der Gastarbeitnehmer, die im
Laufe des Jahres, in dem dieses Abkommen in
Kraft tri t t , in beiden Ländern zugelassen werden
dürfen, hat der Zahl der Monate zu entsprechen,
die zwischen dem Zeitpunkte des Inkrafttretens
und dem Ende dieses Jahres verstreichen."

Die oberwähnte Note Eurer Exzellenz vom
20. Jänner 1956 und die vorliegende Note, die
ich an Sie zu richten die Ehre habe, stellen ein
zwischen unseren beiden Regierungen abgeschlos-
senes Abkommen in der vorliegenden Materie
dar.

Ich benütze diesen Anlaß, um Eurer Exzel-
lenz die Versicherung meiner ausgezeichneten
Hochachtung zu erneuern.

Der Minister für
Auswärtige Angelegenheiten:

Paul Henri Spaak

Seiner Exzellenz
Herrn Martin F u c h s ,
Österreichischen Botschafter
in B r ü s s e l .

Das im vorliegenden Notenwechsel enthaltene Übereinkommen ist gemäß Artikel 12 des Noten-
wechsels am 1. April 1956 wirksam geworden.

Raab

118 .

ABKOMMEN ZWISCHEN DER
ÖSTERREICHISCHEN BUNDESREGIE-
RUNG UND DER REGIERUNG DER
FÖDERATIVEN VOLKSREPUBLIK
JUGOSLAWIEN BETREFFEND DIE RE-
GELUNG DER DONAUSCHIFFAHRT.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Föderativen Volksrepublik Jugo-
slawien vereinbaren im Interesse des Handels-
und Schiffsverkehrs zwischen den beiden Staaten
auf der Grundlage des Prinzips der Freiheit der
Schiffahrt folgendes:
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Artikel 1
Auf dem österreichischen und jugoslawischen

Teile des Donaustromes ist die Schiffahrt für die
Handelsschiffe beider vertragschließender Teile
auf Grundlage der Gleichberechtigung unter den
gleichen Bedingungen und unter der Voraus-
setzung frei, daß die gesetzlichen Vorschriften
des jeweiligen Uferstaates eingehalten werden.

Die Rechtswirkung dieser Vereinbarung er-
streckt sich nicht auf die Personen- und Güter-
beförderung zwischen den Häfen ein und des-
selben Staates.

Artikel 2
Auf dem österreichischen und jugoslawischen

Teil des Donaustromes wird den Handelsschiffen
beider vertragschließender Teile die gleiche Be-
handlung sowohl hinsichtlich des Schiffsverkehrs,
des Aufenthaltes in den Häfen, der Abwicklung
der Handels- und Schiffahrtsmanipulationen und
der Versorgung mit Brennstoff und Lebensmit-
teln als auch der Benützung der öffentlichen
Hafenanlagen und der Einhebung von öffent-
lichen Abgaben zugestanden.

Artikel 3
Jeder der beiden vertragschließenden Teile an-

erkennt die Vorschriften des anderen vertrag-
schließenden Teiles, die sich auf den Bau und
Ausrüstung der Schiffe beziehen sowie auch die
Vorschriften über Schiffs- und Begleitpapiere.

Artikel 4
Die von den Behörden eines vertragschließen-

den Teiles aufgestellten Donauschifferausweise
werden von dem anderen vertragschließenden
Teil als gültige Reisedokumente anerkannt. In
dem Donauschifferausweis der Besatzungsmitglie-
der können auch die Namen der Ehefrau und
der Kinder eingetragen werden. Für die Ehefrau
sowie für Kinder über 15 Jahre können auch
gesonderte Donauschifferausweise ausgegeben
werden.

Beide vertragschließenden Teile werden sich
rechtzeitig auf diplomatischem Wege ein Formu-
lar des Donauschifferausweises zu Informations-
zwecken übermitteln.

Artikel 5
Der Donauschifferausweis berechtigt die in

diesem angeführten Personen zum Übergang der
Staatsgrenze auf dem Wasserwege in beiden
Richtungen ohne Reisepaß und Sichtvermerk
unter der Bedingung, daß die betreffenden Per-
sonen in der Personenliste des Schiffes eingetra-
gen sind. Den genannten Personen wird ge-
stattet, in den zugelassenen Landungsstellen des
bezüglichen Vertragsstaates an Land zu gehen
und dort sich frei zu bewegen; sofern diese
Personen das Hafengebiet verlassen wollen, be-
nötigen sie eine Bewilligung der zuständigen
Sicherheitsdienststelle des Hafens.
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Artikel 6
Die Inhaber von Donauschifferausweisen kön-

nen sich im Bedarfsfalle ohne Reisepaß auf dem
Landweg aus dem einen Vertragsstaat in den
anderen begeben, sofern der Donauschifferaus-
weis mit dem Sichtvermerk des anderen Ver-
tragspartners versehen ist. Sichtvermerke für
solche Reisen werden in der kürzest möglichen
Frist erteilt werden.

Ebenso werden in kürzest möglicher Frist
Sichtvermerke für Dienstreisen leitender Funk-
tionäre der Donauschiffahrtsunternehmungen
beider Vertragsstaaten erteilt werden.

Artikel 7
Die unter der Flagge eines der vertrag-

schließenden Teile verkehrenden Handelsschiffe
samt ihren zur Schiffahrt erforderlichen Ein-
richtungen bleiben bei ihrem Eingang in das Ge-
biet und Ausgang aus dem Gebiete des anderen
vertragschließenden Teiles frei von Zöllen,
Steuern und Gebühren.

Artikel 8
Die mitgeführten Vorräte, die zur Verpfle-

gung der Besatzung und der Fahrgäste, ferner
zum Betrieb und zur Instandhaltung der Schiffe
notwendig sind, bleiben beim Ein- und Ausgang
frei von Zöllen, Steuern und Gebühren, wenn
sie unter Einhaltung der Zollaufsichtsbestimmun-
gen des Vertragsstaates auf dem betreffenden
Schiffe Verwendung finden.

Die über die notwendigen Mengen hinaus-
gehenden Vorräte sind unter Zollaufsicht zu
nehmen.

Für die sonstigen in den beiden vorhergehen-
den Absätzen nicht genannten Waren gelten die
allgemeinen Zollvorschriften des betreffenden
Vertragsstaates.

Vorräte, die zum Betrieb und zur Instand-
haltung der Schiffe eines vertragschließenden
Teiles notwendig sind und die in dem Gebiete
des anderen vertragschließenden Teiles unter
Zollaufsicht gelagert werden, bleiben frei von
Zöllen, Steuern und Gebühren.

Artikel 9
Die unter der Flagge eines der vertrag-

schließenden Teile verkehrenden Handelsschiffe
sowie die von ihnen mitgeführten Waren bleiben
bei der Durchfahrt durch das Gebiet des anderen
vertragschließenden Teiles frei von Zöllen,
Steuern und Gebühren.

Die Zollbehörden des Durchgangsstaates kön-
nen die Durchgangswaren unter Zollaufsicht
nehmen oder das Schiff amtlich begleiten lassen.

Artikel 10
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,

im Rahmen ihrer geltenden Vorschriften soweit
als möglich für eine einfache und beschleunigte
Grenzabfertigung Sorge zu tragen.
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Artikel 11
Alle Fragen betrieblicher oder kommerzieller

Natur, die sich aus der Durchführung der Bin-
nenschiffahrt zwischen den beiden vertrag-
schließenden Teilen ergeben, bleiben einer Ver-
einbarung der beiderseitigen Schiffahrtsunter-
nehmungen überlassen. Solche Vereinbarungen
bedürfen zwecks Wahrung der beiderseitigen
Interessen der Genehmigung der zuständigen Be-
hörden.

Artikel 12
Zwecks Erleichterung des Schiffsverkehres

in betrieblicher wie auch in kommerzieller Hin-
sicht können die Schiffahrtsunternehmungen
beider vertragschließender Teile auf Grundlage
voller Gleichberechtigung Agentien mit der
nötigen Anzahl von Bediensteten auf dem Ge-
biete des anderen vertragschließenden Teiles
unter der Bedingung einrichten, daß die terri-
toriale Gesetzgebung gewahrt bleibt.

Artikel 13
Das vorliegende Abkommen tritt am Tage

seiner Unterzeichnung in Kraft; es kann von
jedem der beiden vertragschließenden Teile
mindestens drei Monate vor Ablauf eines
Kalenderjahres gekündigt werden.

Gegeben zu Wien, in je zwei Originalen in
deutscher und serbo-kroatischer Sprache, die
beide in gleicher Weise authentisch sind, am
10. November 1954.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Figl

Für die Regierung der Föderativen Volksrepublik
Jugoslawien:

Vučinić
Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel 13 am 10. November 1954 in Kraft getreten.

Raab

119.
Nachdem das am 16. Dezember 1954 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der

Republik Österreich und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über wasserwirtschaftliche
Fragen der Mur-Grenzstrecke und der Mur-Grenzgewässer (Mur-Abkommen), welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und der Föderativen Volksrepublik
Jugoslawien über wasserwirtschaftliche Fra-
gen der Mur-Grenzstrecke und der Mur-

Grenzgewässer (Mur-Abkommen).
Die Republik Österreich und die Föderative

Volksrepublik Jugoslawien sind zur Regelung
der wasserwirtschaftlichen Fragen der Mur-
Grenzstrecke und der Mur-Grenzgewässer wie
folgt übereingekommen:

Artikel 1.
(1) Wasserwirtschaftliche Fragen, Maßnahmen

und Arbeiten in der Grenzstrecke der Mur und
wesentliche Einwirkungen auf diese Grenzstrecke
durch Wasserableitungen aus dem Flußgebiet
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der Mur oder durch Verunreinigungen, soweit
hieran beide Vertragsstaaten interessiert er-
scheinen, werden von einer ständigen öster-
reichisch-jugoslawischen Kommission für die Mur
(Gemischte Murkommission) behandelt. Das
Gleiche gilt für alle Zuflüsse der Mur, welche
die Grenze zwischen den Vertragsstaaten bilden
oder überqueren (Mur-Grenzgewässer).

(2) In diesem Sinne erstreckt sich der Tätig-
keitsbereich der Kommission im besonderen auf
Regulierungen, den Bau von Hochwasserdämmen,
die Abwehr des Hochwassers und Eises, auf Aus-
nutzung von Wasserkräften, Änderungen des
Flußregimes, Meliorationen der Ufergründe,
Wasserversorgung, Verunreinigung durch Ab-
wässer sowie auf Überfuhren und Brücken.

(3) Den Wirkungsbereich im einzelnen sowie
die Zusammensetzung und das Verfahren dieser
Kommission regelt das diesem Abkommen als
Anlage I beigeschlossene Statut.

Artikel 2.
(1) Die beiden Vertragsstaaten verpflichten sich,

den derzeitigen flußbaulichen Zustand der Mur-
Grenzstrecke zu erhalten und nach Erfordernis
zu verbessern.

(2) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für
jene Regulierungs- und Instandhaltungsarbeiten,
die auf seinem Gebiet vorgenommen werden.
Soweit gemeinsame Arbeiten (z. B. Durchstiche,
Baggerungen) ausgeführt werden, beschließt die
Kommission über die Teilung der Kosten.

(3) Die gleichen Grundsätze gelten für die Mur-
Grenzgewässer, sofern die Kommission keine
andere Regelung trifft.

Artikel 3.
(1) Die aus dem Gebiet des einen Vertrags-

staates in das Gebiet des anderen Vertrags-
staates eingebrachten und zur Durchführung von
Arbeiten im Rahmen dieses Abkommens be-
stimmten Baumaterialien und Betriebsmittel sind
von allen Ein- und Ausfuhrabgaben endgültig
befreit. Solche Baumaterialien und Betriebs-
mittel unterliegen keinen Ein- und Ausfuhr-
beschränkungen.

(2) Vorübergehende Befreiung von Abgaben im
Sinne des Absatzes 1 wird für Geräte (Maschinen,
Fahrzeuge, Werkzeuge und dergleichen) unter
der Bedingung gewährt, daß diese Gegenstände
dem Zollamt zur Nämlichkeitsfesthaltung vor-
geführt und innerhalb der zollamtlich festge-
setzten Frist wieder rückgeführt werden. Eine
Sicherstellung ist für die entfallenden Abgaben-
beträge nicht zu leisten. Für die innerhalb der
festgesetzten Frist nicht wieder rückgeführten
Gegenstände sind die Abgaben zu entrichten.
Solche Gegenstände, die wegen völliger Ab-
nutzung unbrauchbar geworden sind und daher
nicht wieder rückgeführt werden, werden ab-
gabenfrei belassen.

(3) Beide Vertragsstaaten sichern sich für die
Durchfuhr von Baumaterialien, Betriebsmitteln
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und Geräten eine erleichterte abgabenfreie Zoll-
abfertigung zu.

(4) Die ein- und ausgeführten Baumaterialien,
Betriebsmittel und Geräte unterliegen der Zoll-
kontrolle des betreffenden Vertragsstaates.

Artikel 4.
(1) Die Gewinnung von Kies und Sand aus den

Schotterbänken zwischen den Regulierungslinien
ist für flußbauliche Zwecke in der Grenzstrecke
ohne Rücksicht auf die Lage im Flußbett nach
vorhergehendem Einvernehmen zwischen den
beiden Bauleitungen frei gestattet.

(2) Die Entnahme für andere Zwecke bedarf
der Zustimmung der Kommission.

Artikel 5.
Topographische Zeichen auf beiden Ufern,

wie Triangulierungspunkte, Höhenfixpunkte,
Kilometer- und Hektometerzeichen sowie die
Pegel bleiben wie bisher bestehen, werden in-
standgehalten und nach Erfordernis ergänzt oder
erneuert. Beide Flußbauverwaltungen können
sich dieser Einrichtungen jederzeit bedienen. So-
weit hiebei das Gebiet des anderen Vertrags-
staates betreten werden muß, sind die Flußbau-
verwaltung und die Zolldienststellen zeitgerecht
zu verständigen.

Artikel 6.
(1) Zum Zwecke der Durchführung der Be-

stimmungen dieses Abkommens werden die
Grenzbehörden der Vertragsstaaten Grenz-
karten für den Übert r i t t über die Staatsgrenze
den Mitgliedern der Kommission, Beamten der
wasserwirtschaftlichen Dienststellen und der un-
umgänglich notwendigen Anzahl der mit Arbei-
ten in den Grenzstrecken befaßten Angestellten
und Arbeiter ausstellen und gegenseitig vidieren.

(2) Die Grenzkarten werden an die im Ab-
satz 1 angeführten Personen mit der Bezeich-
nung des Grenzübertrittsortes, des Bewegungs-
bereiches und der Geltungsdauer unter Berück-
sichtigung der Funktion der Personen und der
Art der Verrichtungen ausgestellt.

(3) Ein Muster dieser Karten in beiden
Sprachen liegt diesem Abkommen als Anlage II
bei.

(4) Hinsichtlich des sonstigen Verfahrens in
Fragen des Grenzübertrittes sind die jeweils
geltenden Bestimmungen zur Regelung des
Grenzverkehrs zwischen den Vertragsstaaten an-
zuwenden.

Artikel 7.
Die örtlichen Behörden der Vertragsstaaten

werden einander auf möglichst schnelle Weise
von Hochwasser-, Eisgefahren und anderen ihnen
bekanntgewordenen drohenden Gefahren, die
mit der Mur in Zusammenhang stehen, benach-
richtigen. Das Gleiche gilt für die Mur-Grenz-
gewässer, soweit solche Gefahren den örtlichen
Behörden zur Kenntnis gelangen.
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Artikel 8.

Die Vertragsstaaten werden bestrebt sein, die
Durchführung dieses Abkommens und die Tätig-
keit der Kommission zu erleichtern, wobei sie
die beiderseitigen Interessen berücksichtigen wer-
den.

Artikel 9.

Angelegenheiten, bezüglich deren in der Kom-
mission kein Einvernehmen erzielt wird, werden
den Regierungen der Vertragsstaaten vorgelegt.

Artikel 10.

(1) Wenn sich die beiden Regierungen über die
Auslegung oder Anwendung irgend welcher Be-
stimmungen dieses Abkommens nicht einigen
sollten, werden die Streitfragen einem Schieds-
gericht unterbreitet.

(2) Für dieses Schiedsgericht benennt jede Re-
gierung ein Mitglied. Der Obmann, der keinem
der Vertragsstaaten angehören darf, wird von
den Regierungen im Einverständnis bezeichnet.

(3) Das Schiedsgericht soll auf Verlangen eines
der Vertragsstaaten spätestens innerhalb dreier
Monate nach Stellung eines solchen Verlangens
in Tätigkeit treten. Falls in diesem Zeitpunkt
noch nicht alle Mitglieder des Schiedsgerichtes
bestellt sind, werden die fehlenden Mitglieder
auf Verlangen eines der Vertragsstaaten vom
Generalsekretär der Wirtschaftskommission für
Europa (ECE) der Vereinten Nationen bestellt.

(4) Unte r Vorbehalt anderweitiger Verein-
barung ist für das Verfahren vor dem Schieds-
gericht das Haager Abkommen zur friedlichen
Erledigung internationaler Streitfälle, vom
18. Oktober 1907, maßgebend.

Artikel 11.
(1) Dieses Abkommen wird ratifiziert, die

Ratifikationsurkunden werden in Belgrad aus-
getauscht werden.

(2) Das Abkommen tritt mit dem Tage des
Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft
und ist für die Dauer von fünf Jahren unkünd-
bar. Das Abkommen bleibt weiter in Kraft, so-
fern es nicht einer der Vertragsstaaten auf-
kündigt. Die Aufkündigung wird mit Ende des
auf die Mitteilung folgenden Kalenderjahres
wirksam.

Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit Siegel versehen.

Ausgefertigt in Wien in doppelter Urschrift
in deutscher und serbo-kroatischer Sprache, wo-
bei beide Texte authentisch sind.

Wien, am 16. Dezember 1954.

Für die Republik Österreich:
Dr. Ing. Ramsauer m. p.

Für die Föderative
Volksrepublik Jugoslawien:

Milan Bartoš m. p.
Dr. Bazala m. p.
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Anlage I

Statut der Ständigen österreichisch-jugosla-
wischen Kommission für die Mur (Gemischte

Murkommission).
Artikel 1.

(1) Aufgabe der Kommission ist die gemein-
same Behandlung wasserwirtschaftlicher Fragen,
Maßnahmen und Arbeiten in der Grenzstrecke
der Mur und wesentlicher Einwirkungen auf
diese Grenzstrecke durch Wasserableitungen aus
dem Flußgebiet der Mur oder durch Verunreini-
gungen, soweit hieran beide Vertragsstaaten
interessiert erscheinen.

(2) Diese Aufgabe erstreckt sich auch auf alle
Zuflüsse der Mur , welche die Grenze zwischen
den Vertragsstaaten bilden oder überqueren
(Mur-Grenzgewässer) .

Art ikel 2.

(1) Der Tätigkeitsbereich der Kommission um-
faßt innerhalb des durch Art ikel 1 gezogenen
Rahmens insbesondere Regulierungen, den Bau
von Hochwasserdämmen, die Abwehr des Hoch-
wassers und Eises, die Ausnutzung von Wasser-
kräften, Änderungen des Flußregimes, Meliora-
t ionen der Ufergründe, Wasserversorgung, Ver-
unreinigung durch Abwässer sowie Überfuhren
und Brücken.

(2) In diesem Sinne obliegt der Kommission
insbesondere:

a) Gegenseitige Verständigung über beab-
sichtigte wasserwirtschaftliche Maßnahmen
und Arbeiten,

b) Feststellung u n d Vorberei tung gemeinsamer
Maßnahmen und Arbeiten,

c) Begutachtung der hiefür vorgelegten
Projekte u n d Beschlußfassung über ihre
Ausführung,

d) Beaufsichtigung und Kollaudierung der ge-
meinsamen Maßnahmen und Arbeiten,

e) Vornahme v o n Besichtigungen und er-
forderlicher Bestandsaufnahmen,

f) Erör te rung von Maßnahmen und Arbeiten,
welche nicht von den Flußbauverwal-
tungen vorgenommen werden,

g) Zus t immung zu Kies- und Sandgewin-
nung aus der Mur-Grenzstrecke für andere
als flußbauliche Zwecke,

h) Erör te rung von Maßnahmen und Arbeiten,
die in der Mur-Grenzstrecke oder an den
Mur-Grenzgewässern nur im Gebiete eines
Staates un te rnommen werden,

i) Erör te rung geplanter Wasserableitungen
aus dem Flußgebiet der Mur und beabsich-
tigter Einleitungen von Abwässern, deren
wasserrechtliche Bewilligung ernstlich in Er-
wägung gezogen wird,
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j) Behandlung von Fragen, die eine Flößerei
oder die Befahrung mit Wasserfahrzeugen
unter Bedachtnahme auf den bestehenden
Flußzustand, ferner Überfuhren und
Brücken betreffen, sowie Weiterleitung von
diesbezüglichen Vorschlägen, die über den
Wirkungsbereich der Kommission hinaus-
gehen,

k) Regelung des gegenseitigen Austausches
von wasserwirtschaftlichen Erfahrungen
und hydrographischen Daten,

1) Gütliche Regelung einschlägiger strittiger
Fragen,

m) Erstattung von Vorschlägen im Sinne der
vorstehenden Punkte an die beiden
Regierungen.

(3) Den Regierungen bleibt es unbenommen,
über Angelegenheiten des Wirkungsbereiches der
Kommission auch direkt zu verhandeln.

Artikel 3.

(1) Die Kommission setzt sich aus acht Mit-
gliedern zusammen. Jeder Vertragsstaat bestellt
als seine Delegation vier Kommissionsmitglieder
und für jedes Mitglied einen Stellvertreter. Nach
Erfordernis kann jede Seite Experten beiziehen.

(2) Jeder Vertragsstaat bestimmt ein Mitglied
seiner Delegation als Vorsitzenden.

Artikel 4.

(1) Die Kommission hält eine ordentliche
Tagung einmal im Jahr ab und zwar in der
Regel im Herbst . Außerordentliche Tagungen
können von den Vorsitzenden der Delegationen
einvernehmlich einberufen werden.

(2) Die Kommission hat, wenn nicht etwas an-
deres vereinbart wird, abwechselnd in den beiden
Vertragsstaaten zusammenzutreten.

(3) Die Einberufung einer Tagung erfolgt durch
den Vorsitzenden der Delegation jenes Vertrags-
staates, auf dessen Gebiet die Tagung stattfinden
soll, im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden
der Delegation des anderen Vertragsstaates.

Artikel 5.

(1) Die Tagesordnung wird von den Vorsitzen-
den der beiderseitigen Delegationen im vor-
herigen Einvernehmen festgesetzt.

(2) Bei den Sitzungen kann die Tagesordnung
einvernehmlich ergänzt werden.

Artikel 6.

(1) Die Sitzungen leitet der Vorsitzende der
Delegation jenes Vertragsstaates, auf dessen Ge-
biet die Tagung stattfindet.
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(2) Die Verhandlungssprache der Kommission
ist deutsch und slowenisch beziehungsweise serbo-
kroatisch.

Artikel 7.

(1) Zu einem Beschluß der Kommission ist
mindestens die Zus t immung dreier Mitglieder
jeder Delegat ion erforderlich.

(2) Ü b e r die Sitzungen ist ein Pro tokol l in
doppel ter Ausfert igung zu verfassen u n d durch
die beiderseitigen Vors i tzenden z u fertigen. Die
Protokol le sind den Regierungen zur Genehmi-
gung vorzulegen.

Artikel 8.

Durch die Beschlüsse der Kommission wird
dem Entscheidungsrecht der Regierungen nicht
vorgegriffen. Beschlüsse dürfen nicht durchgeführt
werden, wenn eine Regierung Einspruch erhebt.
Wenn keine der beiden Regierungen innerhalb
von drei Monaten nach Beschlußfassung durch
die Kommission gegen einen Beschluß Einspruch
erhoben hat, so gilt der Beschluß als von beiden
Regierungen genehmigt.

Artikel 9.

Die Vorsitzenden der Delegationen können
auch unmittelbar miteinander verkehren.

Artikel 10.

Jeder Staat trägt die Kosten seiner Delegation.
Sonstige, anläßlich der Tätigkeit der Kommission
entstehende Kosten werden, wenn nichts anderes
vereinbart ist, von den Vertragsstaaten je zur
Hälfte getragen.

Artikel 11.
Im Rahmen dieses Statutes gibt sich die Kom-

mission die Geschäftsordnung.
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Anlage II
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundes-
minister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundes-
minister für Inneres und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 22. Dezember 1955.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Thoma

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Betriebe:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten :
Figl

Da der Austausch der Ratifikationsurkunden am 9. Feber 1956 vorgenommen wurde, ist das

Abkommen gemäß seinem Artikel 11 am 9. Feber 1956 in Kraft getreten.

Raab


